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Die Stunde des Europäischen Parlaments
CETA, Kultur und das EU-Demokratiedefizit

Nach dem Brexit, in dessen Folge der riesige Vertrauensschwund vieler Bürger in die
Europäische Union (EU) deutlich wurde, herrscht weitgehend Ratlosigkeit. Weder die EU-
Kommission, noch wichtige nationale Regierungen sind bereit, die einseitig neoliberale
Politik und das demokratische Defizit der EU zu ändern. Fehleranalyse findet ernsthaft
kaum statt; manche aus dem Kreis der politischen Eliten weisen sogar der Zivilgesellschaft
mit ihrer Forderung nach mehr partizipativer Demokratie, Kontrolle und Einfluss Schuld zu.
In der EU-Kommission ist ebenso wie in der deutschen Regierung „business as usual“
angesagt.
 
Man fühlt sich an die Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel vom September
2010 erinnert, in der sie ihr Leitbild einer »marktkonformen Demokratie« in der Zeit von
Europäisierung und Globalisierung verkündete. Der Markt, sprich die maßgeblichen
Unternehmen der Wirtschaft, sind die bestimmenden Faktoren. Das Parlament, bisher mit
umfassender Kontroll-, Gestaltungs- und Entscheidungs-kompetenz ausgestattet, wird auf
„Mitbestimmung“ reduziert und hat dem Markt zu folgen. Dafür sorgt die Regierung.
 
Diese Vision widerspricht dem Grundgesetz und ist politisch höchst gefährlich, weil sie die
Institutionen der Demokratie, also Wahlrecht und Parlamente, aber auch
Demonstrationsrecht, Bürgerinitiativen und Volksbegehren formal unverändert bestehen
lässt, ihre Kompetenzen und ihren Einfluss jedoch aushöhlt. Das geschieht über den von
Wirtschaftsexperten beeinflussten Apparat nationaler Regierungen; auf EU-Ebene über die
Kommissionsbürokratie und die Entscheidungsmacht des EU-Rates. CETA oder TTIP sollen
Privatisierung und Deregulierung marktkonform völkerrechtlich festschreiben und damit
Änderungswünschen von Parlamenten oder zivilgesellschaftlichen Initiativen entziehen.
 
Wer so handelt, braucht sich über die EU-weit zunehmende Distanz, ja Wut der Bürger auf
Politik nicht zu wundern. Das sind keine guten Aussichten für die Zukunft. Änderungen sind
dringend nötig, um das Hoffnungsprojekt EU nicht scheitern zu lassen. Völlig unberührt
davon will die EU-Kommission jedoch das CETA-Freihandelsabkommen mit Kanada im
Herbst unverändert durchziehen. Sie musste aufgrund des öffentlichen Aufschreis nur den
Plan zurücknehmen, den EU-Mitgliedstaaten keinerlei Ratifikationszuständigkeit
zuzugestehen, weil CETA ein ausschließlicher EU-Vertrag sei. Am 5. Juli 2016 hat sie dem
EU-Rat vorgeschlagen, CETA bei Aufrechterhaltung ihrer Rechtsmeinung als gemischtes
Abkommen mit der Folge der Ratifizierungskompetenz der EU-Mitgliedstaaten zu
behandeln. Jedenfalls bis der Europäische Gerichtshof (EuGH) im ähnlich gelagerten Fall
des EU-Singapur-Abkommens seine gutachtliche Äußerung abgegeben habe.
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Wenn nicht die angerufenen Gerichte ihn daran hindern, und die Klagen werden schon
eingereicht, soll der EU-Rat am 18. Oktober 2016 grünes Licht für die Unterzeichnung von
CETA und die vorläufige Anwendung gemäß Artikel 218 Absatz 5 AEUV geben.
Kulturschaffende in Deutschland und anderen EU-Ländern haben in zahlreichen
Stellungnahmen, Expertisen und Demonstrationen auf die Defizite, Unklarheiten und
Unsicherheiten der CETA–Formulierungen zum Kulturbereich hingewiesen. Die
Beschwörungen aus dem Bundeswirtschaftsministerium, aber auch die beschönigenden
Worte im erwähnten Kommissionsvorschlag an den EU-Rat können das nicht ausräumen;
die Bedeutung der CETA-Eingangserwägungen wie auch die Klauseln, unter anderem der
Artikel 7.7., 8.9. und 28.9., müssen weiter erörtert und dann klargestellt werden.
 
Genau das ist jetzt die Aufgabe des Europäischen Parlaments. Es kann diese und die vielen
anderen Kritikpunkte aufgreifen und klären; allerdings nur, wenn es jetzt schnell und
energisch die Zukunft von CETA selbst in die Hand nimmt. Die EU-Abgeordneten müssen
die Behandlung von CETA zeitnah auf die Tagesordnung setzen und von Anfang an
klarstellen, dass sich das EU-Parlament nicht auf die pauschale Ja/Nein-
Abstimmungsprozedur für völkerrechtliche Verträge, auch nicht mit begleitenden
Vertragsinterpretationen einlässt. Die ist weder rechtlich geboten, noch bei umfassenden
Abkommen wie CETA ausreichend. Vielmehr müssen in breit angelegten öffentlichen
Anhörungen alle Probleme zur Sprache kommen, die von der europäischen Zivilgesellschaft
immer wieder vorgetragen wurden, ohne bei der EU-Kommission oder den nationalen
Bürokratien Gehör zu finden – auch die des Kulturbereichs. Dabei müssen vordringlich auch
Vertreter der Zivilgesellschaft zu Wort kommen, weil sie von der Kommission bisher kaum
beachtet wurden.
Wenn das Europäische Parlament diese Aufgabe ernst nimmt und ergebnisoffen berät, was
zweifellos auch zur Zurückverweisung von CETA an die EU-Kommission und damit zur
Nachverhandlung führen kann, wird es seinem Anspruch auf eine stärkere Bedeutung
gerecht. Das wird von Parlamentspräsident Martin Schulz nachdrücklich betont: Es ist
richtig und wichtig und könnte, bei Berücksichtigung der Interessen aller Bürger, mithelfen,
den Vertrauensschwund in die EU zu stoppen und mit der Zeit in Vertrauenszuwachs
umzuwandeln. Für diesen Schritt braucht das Europäische Parlament Zeit und Mut. Mut,
weil abzusehen ist, dass EU-Kommission und -Rat diese Aktivitäten mit äußerster Skepsis
verfolgen werden; die Verfechter von Bürokratie und marktfreundlicher Politik werden auch
von einflussreichen Medien unterstützt, die gern die Ideologie verbreiten, Entscheidungen
der Wirtschaft seien klüger als die von Parlamenten und Zivilgesellschaft.

Zählen kann das Europäische Parlament indes auf die Unterstützung der nicht allein in
vielen Mitgliedstaaten, sondern auch auf EU-Ebene in den letzten Jahren deutlich stärker
gewordenen Zivilgesellschaft. Hier ist mehr Kooperation möglich und sinnvoll.
Wie schon erwähnt braucht die ausführliche und transparente Behandlung von CETA im
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Europäischen Parlament schon wegen des großen Umfangs auch Zeit. Deshalb darf die
vorläufige Anwendung von CETA, wenn überhaupt, erst für einen Zeitpunkt nach der
Entscheidung des Europäischen Parlaments beschlossen werden. Bekanntlich gibt Artikel
218 Absatz 5 AEUV der EU die Kompetenz, mit Drittstaaten die vorläufige Anwendung eines
völkerrechtlichen Vertrages zu vereinbaren, also von einem gemäß Artikel 25 der Wiener
Vertragsrechtskonvention (WVK) zulässigen Instrument Gebrauch zu machen, welches das
rasche Wirksamwerden eines Vertrags herbeiführt.
Die vorläufige Anwendung setzt rechtlich nicht voraus, dass das Europäische Parlament
bereits entschieden hat. Demokratisch ist das nicht. Um das abzumildern, gibt es eine
Vereinbarung zwischen EU-Kommission und -Parlament, die Entscheidung des
Europäischen Parlaments abzuwarten. Bei CETA ist das besonders wichtig, weil gerade hier
so viele Fragen ungeklärt sind, die auch die Partizipationsrechte der Mitgliedstaaten
berühren.
 
Die vorläufige Anwendung von CETA bewirkt die sofortige völkerrechtliche Bindung der EU
gegenüber Kanada. EU–intern hat CETA als Teil des Unionsrechts unmittelbar Vorrang vor
entgegenstehendem Recht der Mitgliedstaaten. Das bleibt so, bis die Vertragspartner
gegenseitig die Ratifikation oder deren Ablehnung notifizieren.
Ist CETA ein reines EU-Abkommen, dann steht diese Notifizierung allein der EU zu. Bei
einem gemischten Vertrag allerdings führt die Verweigerung der Ratifizierung eines
Mitgliedstaates zum Scheitern von CETA insgesamt. In früheren vergleichbaren Fällen hat
die EU-Kommission allerdings in Nachverhandlungen einen Vertragstext ausgehandelt, den
auch der verweigernde Staat akzeptierte, was dann letztendlich doch zu einem Inkrafttreten
führte. Bis zum Ende der Ratifizierungen, einschließlich Nachverhandlungen, bleibt die
vorläufige Anwendung allerdings wirksam.
Für CETA bedeutet das noch mehr Unsicherheit: Zwar unterliegt die vorläufige Anwendung
EU-intern der geltenden Kompetenzverteilung, die der EU gebietet, gemäß Artikel 4 Absatz
2 AEUV die „nationale Identität“, also die Grundprinzipien der Staatsorganisation und die
Grundwerte des jeweiligen Staates, zu wahren und nicht in diese einzugreifen. Was danach
vorläufig angewendet werden kann, ist heute nicht exakt abzusehen. Es hängt davon ab, ob
die EU, mit Rückendeckung des EuGH, CETA doch als rein europäisches Abkommen
behandeln darf. Wenn das so ist, umgreift die vorläufige Anwendung den vollständigen
CETA-Text. Ob das so ist, hängt einerseits von der Entscheidung des EuGH zum EU-
Singapur-Abkommen ab, die für das Jahr 2017 angekündigt ist. Auch dann jedoch ist
Klarheit nicht zwingend, denn das EU-Singapur-Abkommen weist zwar Ähnlichkeiten mit
CETA auf, ist aber nicht identisch. Gegebenenfalls werden weitere Verfahren vor dem EuGH
folgen müssen.
 
Der Vorschlag der EU-Kommission vom 5. Juli 2016 an den EU-Rat führt neben Kanada und
der EU auch die Mitgliedstaaten als Vertragspartner auf; sie können darauf drängen, dass
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die vorläufige Anwendung lediglich die „reinen“ EU-Zuständigkeiten von CETA einbezieht.
Es ist jedoch bis heute umstritten, welche Teile von CETA das genau betreffen kann und ob
eine „Zerlegung“ von CETA in dieser Weise überhaupt möglich und zulässig ist.
 
Das Europäische Parlament muss jetzt handeln und die politische Initiative ergreifen. Dieser
Schritt ist wichtig für CETA, zur Korrektur des Demokratiedefizits in Europa und um das
Vertrauen der Bürger in das Hoffnungsprojekt Europa wiederzugewinnen.
Viele reden ganz selbstverständlich von Demokratie, vergessen dabei jedoch zu erwähnen,
warum sie politisch geboten ist: Nur ein selbstbewusstes Parlament kann durch
transparentes, der Bürgerschaft verpflichtetes Verfahren sicherstellen, dass die
Auswirkungen neuer Regelungen auf die Lebensbedingungen von Bürgern und auf das
Gemeinwohl umfassend zur Kenntnis genommen, in diesem Licht geprüft und nach
Maßgabe der Grundentscheidungen unserer Verfassung bewertet werden. Bürokratien und
Wirtschaftsexperten vertreten ihre Partialinteressen; die haben zu viel Einfluss, in der EU
und auch bei CETA. Genau das kritisieren die Bürgerinnen und Bürger an der Politik der
EU. Das Europäische Parlament kann das ändern.
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